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A. Einleitung 

Warum? – Eine Frage die sich Menschen häufig nach Tragödien stellen. Warum 

musste das passieren? Warum konnte niemand etwas verhindern? Und warum gilt 

dieser Täter als immun und wird nicht wie jeder andere behandelt? 

Diese Fragen stellen sich die Menschen immer wieder, gerade nach Ereignissen, 

welche großen medialen Anklang finden. Aber meist wird die Frage nach dem 

Warum nur rhetorisch gestellt - eine Art gesellschaftlicher Reflex. Und so stellten 

sich in den Tagen nach dem 13. Juni 2017 Menschen und Medien die gleichen 

Fragen. Warum musste ein Berliner Fahrradfahrer sterben? Warum unternahm 

niemand etwas gegen den saudischen Diplomaten, der im absoluten Halteverbot 

stand? Und warum wird dieser Diplomat nicht für seine Tat bestraft?  

Einige Wochen nach dem Unglück ebbte die Berichterstattung ab und damit auch 

das Interesse vieler Menschen. Doch die Frage nach dem Warum blieb 

unbeantwortet. 

Und genau an diesem Punkt soll diese Diplomarbeit ansetzen. Sie soll der Frage 

auf den Grund gehen, warum sich der Diplomat nicht vor einem deutschen Gericht 

verantworten musste. Es soll aufgezeigt werden, was es mit der diplomatischen 

Immunität auf sich hat, welchen Zweck sie verfolgt und woher sie eigentlich stammt. 

Weiter soll darauf eingegangen werden, ob uns die diplomatische Immunität nur 

im Strafrecht tangiert oder gerade für die Justiz auch Herausforderungen in 

anderen Bereichen der Gerichtsbarkeit entstehen können. Und es soll der Frage 

auf den Grund gegangen werden, ob die Immunität auch ihre Grenzen kennt oder 

aber tatsächlich eine Art allumfassender Schutz ist, wie es in verschiedenen 

Medien gerne dargestellt wird. 

Als Vorbereitung auf diese Diplomarbeit habe ich Anfragen an mehrere Behörden 

in Berlin gestellt. Darunter waren alle Amtsgerichte, das Kammergericht, die 

Generalstaatsanwaltschaft, die Gerichte der Fachgerichtsbarkeit, der 

Polizeipräsident für Berlin und das Auswärtige Amt. Außerdem wurde eine Anfrage 

an das Mitglied des Abgeordnetenhauses von Berlin Peter Trapp (CDU) gestellt, 

der jährlich eine kleine Anfrage bezüglich Ordnungswidrigkeiten durch Diplomaten 

stellt.   

Leider haben lediglich Herr Gräßle (Präsident des Amtsgerichts Lichtenberg), Herr 

Fröhlich (Geschäftsleiter des Verwaltungsgerichts Berlin) und Herr Dr. Simgen 

(Oberstaatsanwalt bei der GenStA Berlin) konkret auf meine Anfrage geantwortet 

und stellten mir Material zur Verfügung, auf das ich mich beziehen konnte. 
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B. Geschichtliche Entstehung 

Seit Beginn der Menschheitsgeschichte, leben wir in verschiedenen Gruppen 

zusammen. Aus diesen Gruppen entwickelten sich über die Jahrtausende die 

Völker und Länder, die wir heute kennen. Die unterschiedlichen Kulturen und 

Machtansprüche führten dabei immer wieder zu Differenzen und Konflikten 

zwischen den einzelnen Staaten. Jedoch erkannten die Menschen auch schnell, 

dass ein Miteinander oft besser war als ein Gegeneinander. So war es zum 

Beispiel von Nöten, Verträge mit anderen Staaten über Rohstoffe abzuschließen, 

die die jeweils andere Seite benötigte oder auch Bündnisse gegen andere Staaten 

zu schließen, die das eigene Territorium bedrohten und allein wohl nicht zu 

besiegen wären. Der Herrscher eines Reiches konnte sich aber nicht einfach 

selber mit anderen Herrschern treffen. Schließlich bestand immer die Gefahr eines 

Hinterhaltes und die Gefangennahme oder sogar Ermordung des Herrschers. So 

erkannte der Mensch die Notwendigkeit von Gesandten.  

 

I. Die frühe Diplomatie der Antike 

Gesandte wurden schon zur Zeit der Antike in angrenzende Reiche geschickt, um 

dort die Interessen des eigenen Herrschers zu vertreten. In den Reichen wurden 

sie als Vertraute eines ausländischen Hofes wie ein Staatsgast angesehen und mit 

entsprechendem Respekt behandelt und geschützt. 

Schon im byzantinischen Reich um 500 n. Chr. waren Gesandte eingesetzt1. Sie 

führten Verhandlungen über wichtige politische Themen und waren befugt, im 

Namen des Herrschers Verträge abzuschließen. Jedoch wurden Gesandte meist 

nur für eine Angelegenheit in andere Reiche entsendet und nach Abschluss der 

jeweiligen Verträge kehrten sie in ihre Heimat zurück. Diese Vorgehensweise sollte 

sich erst ca. 950 Jahre später ändern. 

 

 

 

                                                 
1 Henrik Kipshagen, Philipp Spreckels, Interview mit Prof. Dr. Schlotheuber vom 

03.09.2010 unter: http://yellowcomic.com/gesandtschaften-und-diplomatie-im-mittelalter/, 

eingesehen am 19.04.2018 
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II. Die ersten ständigen diplomatischen Vertretungen 

Im 15. Jahrhundert begann das damalige Herzogtum Mailand damit, die ersten 

Gesandten dauerhaft in den angrenzenden Stadtstaaten wie Florenz und Venedig 

zu stationieren2. In der Folge baute das Herzogtum seine ständigen Vertretungen 

aus und entsendete schließlich 1455 den ersten ständigen Diplomaten in das 

französische Reich. Die Vertretung diente ab diesem Zeitpunkt als direkter 

Ansprechpartner für den französischen Hof. Die Position war nur in Kriegszeiten 

unbesetzt3. 

Nach dem Vorbild des Herzogtums Mailand begannen auch die anderen Reiche, 

ständige diplomatische Vertretungen in die umliegenden Reiche zu entsenden, so 

dass bald an den meisten europäischen Höfen Diplomaten vorzufinden waren. Im 

Jahr 1547 unterhielt zum Beispiel das deutsche Reich zehn Botschafter an 

ausländischen Höfen4. 

So entstand letztlich über viele Jahrhunderte hinweg ein Netzwerk aus 

diplomatischen Beziehungen zwischen den Staaten, das letztlich auch den Weg 

für bi- und multilaterale Verträge ebnete. 

                                                 
2 Gerlinde Manz-Christ, Diplomatie im Wandel der Zeit, S. 1 

3 Martina Wohlan, Das diplomatische Protokoll im Wandel, S. 44 

4 Gerlinde Manz-Christ, Diplomatie im Wandel der Zeit, S. 2 
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III. Die Entstehung von internationalen Regelungen 

Mit dem Fortschreiten der Industrialisierung und auch dem Beginn der 

Globalisierung wurde die Bedeutung von Diplomaten immer größer. So mussten 

immer umfangreichere Verträge, mitunter zwischen mehreren Staaten, 

geschlossen werden. Auch gab es immer wieder Konflikte zwischen den 

europäischen Staaten, die aber wiederrum die wirtschaftlichen Interessen 

gefährdeten, so dass geschickte Unterhändler benötigt wurden. 

Ein Meilenstein der Diplomatie war der Wiener Kongress von 1814/1815. Nach 

den napoleonischen Kriegen war eine Neuordnung der europäischen Mächte 

notwendig geworden. Im Zuge dieser umfangreichen Verhandlungen wurde auch 

eine Vereinheitlichung der Ränge von Diplomaten beschlossen. So wurde klar 

definiert, welche diplomatischen Vertreter welchen Rang bekleiden sollten und 

welche Aufgaben sie wahrnehmen durften5. 

Diese Regelungen dienten letztlich der Vereinfachung der diplomatischen 

Beziehungen. Denn bis zu diesem Zeitpunkt war es üblich, zeremonielle 

Begrüßungen für Gesandte anderer Staaten abzuhalten. Der Aufwand richtete sich 

dabei nach dem persönlichen Status, den der Gesandte als Person innehatte6. 

Das führte aber jedoch oft zu Konflikten und diplomatischen Vorfällen, da sich die 

Gesandten mitunter nicht standesgemäß empfangen fühlten. Diese Differenzen 

wurden nun durch eine klare Einteilung der Diplomaten in verschiedene Ränge 

beseitigt. 

  

                                                 
5 Heinz Duchhardt, Aus Politik und Zeitgeschichte, Wiener Kongress, Der Wiener 

Kongress und seine "diplomatische Revolution". Ein kulturgeschichtlicher Streifzug unter: 

http://www.bpb.de/apuz/206931/der-wiener-kongress-und-seine-diplomatische-

revolution?p=all, eingesehen am 19.04.2018 

6 Martina Wohlan, Das diplomatische Protokoll im Wandel, S. 48 

http://www.bpb.de/apuz/206931/der-wiener-kongress-und-seine-diplomatische-revolution?p=all
http://www.bpb.de/apuz/206931/der-wiener-kongress-und-seine-diplomatische-revolution?p=all
http://www.bpb.de/apuz/206931/der-wiener-kongress-und-seine-diplomatische-revolution?p=all
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IV. Diplomatie im 20. Jahrhundert 

Das 20. Jahrhundert war wohl das bisher schwierigste für die internationale 

Diplomatie. Zwei Weltkriege erschütterten nicht nur Europa in seinen Grundfesten, 

der kalte Krieg zwischen Ost und West spaltete die Nationen der Erde und 

Stellvertreterkriege brachten internationale Beziehungen mehr als einmal an den 

Rand des Zusammenbruches. 

Nach dem Ende des zweiten Weltkrieges benötigten nicht nur viele Länder der 

Erde einen Wiederaufbau, sondern auch die diplomatischen Beziehungen. Als 

Resultat der Bestrebungen der Staaten, einen erneuten Weltkrieg zu verhindern, 

wurde die Institution der Vereinten Nationen gegründet. Mit der Gründung im Jahre 

1945 sollte der internationale Austausch auf höchster Ebene stattfinden und 

gleichzeitig sollte er schnell und unkompliziert vonstattengehen. Um dies zu 

gewährleisten, entsendeten die Staaten extra Botschafter für die Vereinten 

Nationen, die die Sicherheitsinteressen der jeweiligen Länder dort vertreten sollten. 

Als weitere wichtige Errungenschaft der Diplomatie im 20. Jahrhundert ist das 

Wiener Übereinkommen über diplomatische Beziehungen zu sehen. Dieses wurde 

am 18.04.1961 geschlossen und trat am 24.04.1964 in Kraft7. Dort regelt sich der 

Umgang mit Diplomaten, die diplomatische Immunität und wer überhaupt zum 

Kreise der Diplomaten zählt und von deren Immunität profitiert. Das 

Übereinkommen wurde von fast allen Mitgliedern der Vereinten Nationen 

unterzeichnet und gilt als Teil des allgemeinen Völkerrechts. 

 

  

                                                 
7 BGBl. 1964 II S. 957, 958 

https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl264s0957.pdf#page=2
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C. Die diplomatischen Immunität 

 

I.  Grundsätze und Sinn 

Die diplomatische Immunität ist Teil des Diplomatenrechtes, welches wiederum die 

Grundlage für diplomatische Beziehungen zwischen den Nationen der Erde bildet. 

Das Diplomatenrecht ist im Wiener Übereinkommen über diplomatische 

Beziehungen, kurz WÜD, geregelt, das im Jahr 1961 erarbeitet und später von den 

einzelnen Ländern ratifiziert wurde. 

Das Wesen des Diplomatenrechts wurde in einem Urteil des Internationalen 

Gerichtshofes vom 24.05.1980 als „self-contained regime“ 8  beschrieben. Das 

bedeutet, es handelt sich um „[…] eine in sich geschlossene Ordnung, […], die 

möglichen Reaktionen auf Mißbräuche der diplomatischen Vorrechte und 

Immunitäten grundsätzlich abschließend umschreibt“9. 

Man kann sich nun fragen, weshalb eine solche Ordnung überhaupt nötig ist, 

schließlich könnte auch jedes Land eigene Gesetze erlassen, die solche 

Missbräuche regeln. Jedoch ist, wie oben bereits erwähnt, dass Diplomatenrecht 

die Grundlage der diplomatischen Beziehungen zwischen zwei Ländern. 

Gäbe es keine einheitlichen Regelungen, wäre dem Missbrauch Tür und Tor 

geöffnet, eine diplomatische Zusammenarbeit wäre erheblich erschwert. 

Schließlich könnten Regierungen dann auf unliebsame Entscheidungen ihrer 

Partner mit gerichtliche Maßnahmen gegen die Diplomaten reagieren. 

Der Grund für die diplomatische Immunität liegt darin, dass sicher gestellt werden 

soll, dass die diplomatischen Vertreter ihrer Tätigkeit nachgehen können, ohne 

dass die Gefahr der Beeinflussung durch den Empfangsstaat (z.B. durch die 

Androhung von Strafverfolgung) besteht. Ansonsten könnten Staaten durch die 

Justiz auf den Diplomaten Druck ausüben und ihn so für unliebsame 

Entscheidungen des Entsendestaates bestrafen. 

                                                 
8 International Court of Justice, Urteil vom 24.05.1980, ohne AZ veröffentlicht unter 

http://www.icj-cij.org/files/case-related/64/064-19800524-JUD-01-00-EN.pdf, eingesehen 

am 05.01.2018 

9 BVerfG, Beschluss vom 10.06.1997, 2 BvR 1516/96, NJW 1998, 50. 

http://www.icj-cij.org/files/case-related/64/064-19800524-JUD-01-00-EN.pdf
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Gerade in Staaten, deren Justiz als Instrument für die dortigen Machthaber gilt, 

wäre diese Gefahr allgegenwärtig. Aber natürlich ist das WÜD als Teil des 

Völkerrechts für Nordkorea genau so bindend wie für Deutschland. Somit könnte 

sich Deutschland nicht darauf berufen, dass die hiesige Justiz frei ist, ein 

Missbrauch ausgeschlossen und damit die diplomatische Immunität nicht 

anzuwenden sei, da keine Gefahr für die Diplomaten bestehe. 

Insoweit ist die diplomatische Immunität als Teil dieses Rechtes natürlich ein 

wichtiges Konstrukt, welches jedoch auch Probleme mit sich bringt, die auch 

daraus resultieren, dass das WÜD teils ungenau formuliert ist und an einigen 

Stellen Interpretationsspielraum lässt. 
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II. Personenkreis, der von der Immunität erfasst wird 

Die diplomatischen Vertretungen anderer Länder bestehen nicht nur aus den 

Diplomaten, sondern aus Botschaftsmitarbeitern, dem technischen Korps, aus 

Fahrern, Personenschützern und weiteren Mitarbeitern. 

Natürlich reisen Diplomaten meist mit ihren Familien ein, da sie mitunter viele 

Jahre im Empfangsland verbringen. Auch für diese Personenkreise mussten 

Regelung bezüglich einer Immunität getroffen werden. 

In erster Linie sind die Diplomaten selbst von der Immunität erfasst. 

Unter diesen Begriff fallen die Missionschefs, also die Leiter der Mission, welche 

durch das Staatsoberhaupt oder den Außenminister akkreditiert sind. Das sind der 

jeweilige Botschafter eines Landes, der apostolische Nuntius (der Vertreter des 

Vatikan), sowie der notifizierte Geschäftsführer einer Botschaft (meist der Vertreter 

des Botschafters)10. 

Akkreditiert sind die Diplomaten dann, wenn der Entsendestaat beim 

Empfängerstaat um Erlaubnis bittet, die ausgesuchte Person als Diplomat zu 

berufen. Der Diplomat erhält dann ein beglaubigtes Schreiben, welches er bei 

einem offiziellen Termin beim Staatsoberhaupt des Empfängerstaates abgibt. 

Weiterhin wird unter dem Begriff des Diplomaten das diplomatische Personal 

gezählt. 

Dazu gehören die Gesandten eine Staates (ranghohe Mitarbeiter, die meist dem 

Botschafter unterstellt sind), Botschaftsräte, die Sekretäre des Botschafters, seine 

Attachés sowie die Botschaftsärzte11. 

In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, dass Diplomaten in ihrem eigenen 

Land nur Immunität für Handlungen in Zusammenhang mit ihrem Amt genießen, 

Art. 35 WÜD. 

Nun reist der Diplomat wie oben bereits geschrieben mit seiner Familie in den 

Empfängerstaat ein. 

                                                 
10 Auswärtiges Amt, Rundschreiben vom 15.09.2015, 503 90 507.00, Amtsblatt für Berlin 

vom 11.12.2015, S. 2723, Abschnitt 2.1.1.1. 

11 Auswärtiges Amt, a.a.O. 
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Die diplomatische Immunität würde ihren Sinn verfehlen, wenn zwar der Diplomat 

geschützt ist, die Familie des Diplomaten aber nicht. So könnte über die Familie 

wiederum Druck auf den Diplomaten ausgeübt werden. 

Um das zu verhindern, bestimmt der Art. 37 Abs. 1 WÜD, das auch die 

Familienmitglieder des Diplomaten unter bestimmten Voraussetzungen geschützt 

werden. Dort heißt es: „Die zum Haushalt eines diplomatischen Vertreters 

gehörenden Familienmitglieder geniessen, wenn sie nicht Angehörige des 

Empfangsstaats sind, die in den Artikeln 29 bis 36 bezeichneten Vorrechte und 

Immunitäten.“ 

Zu den Familienmitgliedern gehört einerseits der Ehepartner. Dazu zählen weiter 

die Kinder des Diplomaten, sofern sie unter 25 Jahre alt sind, nicht verheiratet und 

wirtschaftlich vom Diplomaten abhängig12. 

Andere Personen, wie zum Beispiel die Eltern oder Geschwister des Diplomaten, 

gehören indes nicht zum Personenkreis der Geschützten. 

 

  

                                                 
12 Auswärtiges Amt, Rundschreiben vom 15.09.2015, 503 90 507.00, Amtsblatt für Berlin 

vom 11.12.2015, S. 2724, Abschnitt 2.1.1.2. 
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III. Umfang der diplomatischen Immunität 

Diplomaten sind durch ihren besonderen Status von der Gerichtsbarkeit im 

Empfangsstaat befreit. Das bedeutet für Deutschland, dass Diplomaten 

ausländischer Vertretungen weder dem deutschen Strafrecht unterliegen, noch 

dem Zivil- oder Verwaltungsrecht, vgl. Art. 31 WÜD. 

Auch dürfen keine Vollstreckungsmaßnahmen gegenüber Diplomaten eingeleitet 

werden, da es sich hierbei um hoheitliche Maßnahmen handelt. 

Die Immunität einer Person ist ein Verfahrenshindernis nach § 18 GVG und von 

Amts wegen vom Gericht zu prüfen13. 

Jedoch gibt es von dieser Befreiung durchaus Ausnahmen, auf die in dieser Arbeit 

eingegangen werden soll. 

Des Weiteren stehen dem Empfangsstaat bestimmte Maßnahmen gegen den 

Diplomaten zur Verfügung, auf die ebenfalls in den nächsten Kapiteln eingegangen 

werden soll. 

  

                                                 
13 BGH, Beschluss vom 27. Februar 1984 - 3 StR 396/83 –, BGHSt 32, 275-290 
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D. Kollisionen im Strafrecht 

 

I. Probleme der diplomatischen Immunität im Strafrecht 

Die diplomatische Mission eines anderen Landes findet nur selten Erwähnung in 

den Tagesmedien. Meist geschieht das, wenn ranghohe Posten innerhalb der 

Mission neu besetzt werden oder ein Diplomat einbestellt wird, um ihm eine 

Protestnote oder ähnliches zu überreichen. 

Anders sieht es jedoch aus, wenn Diplomaten in Straftaten verwickelt werden. 

Gerade Boulevardmedien14 wie die Bild, aber auch Tageszeitungen wie die F.A.Z. 

berichten immer wieder von strafrechtlich relevanten Vorfällen, die in 

Zusammenhang mit Diplomaten stehen. 

Ein bekanntes Beispiel dafür war 2017 der Tod eines 55 Jährigen Fahrradfahrers, 

der durch einen Sturz verstarb, welcher von einem widerrechtlich parkenden 

saudischen Diplomaten verursacht wurde. 

Aber auch wenn solche Beispiele ihren Weg in die Medien finden, so gibt es 

dennoch keine Statistik darüber, in wie viele Straftaten Vertreter von 

diplomatischen Missionen involviert waren15. 

Das mag einerseits daran liegen, dass eine solche Statistik den Unmut der 

Bevölkerung auf sich ziehen würde und eventuell sogar die internationalen 

Beziehungen belasten könnte. Andererseits ist eine zuverlässige Datenerhebung 

aber auch schlicht schwer zu realisieren. Da eine Strafverfolgung von Diplomaten 

durch die Immunität nicht möglich ist, ist davon auszugehen, dass die Verfahren 

zeitnah eingestellt werden ohne große Beachtung zu finden. Der Aufwand und 

Nutzen aus einer solchen Datenerhebung stünde wohl für die Behörden nicht in 

Relation. Der Leiter des Referates für diplomatische und konsularische 

Vertretungen beim Auswärtigen Amt, Herr Weiser, teilte auf eine Anfrage des 

Erstellers mit, dass aus Gründen des Datenschutzes keine weiteren Auskünfte 

erteilt werden. 

                                                 
14 Definition nach Raabe, Johannes, Lexikon für Kommunikations- und 

Medienwissenschaft (2006), S.26. 

15 Antwort des  Auswärtigen Amts vom 28.02.2018 auf die Anfrage des Erstellers 
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Anders sieht es bei Statistiken für Ordnungswidrigkeiten aus, auf die jedoch später 

noch eingegangen wird. 

Grundsätzlich sind Vertreter einer diplomatischen Mission gemäß Art. 41 WÜD 

dazu „[…] verpflichtet, die Gesetze und anderen Rechtsvorschriften des 

Empfangsstaates zu beachten“.   

Leider wird diese Verpflichtung nicht immer wahrgenommen, so dass ich an dieser 

Stelle auf einige Fälle eingehen möchte und anhand dieser Beispiele eine 

elementare Frage bezüglich der diplomatischen Immunität beantworten möchte, 

nämlich die Frage, ob Diplomaten bezüglich begangener Straftaten "unantastbar" 

sind. 

Dabei ist ein allgemeiner Irrglaube, dass ein Land keine Handhabe gegen 

Diplomaten habe. Das WÜD selbst zeigt Maßnahmen auf, die gegen den 

Diplomaten angewendet werden können, wie die nächsten Abschnitte zeigen 

sollen. 
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II. Tödlicher Verkehrsunfall in Berlin 2017 

Der Sachverhalt eines tödlichen Unfalls in Berlin-Neukölln stellte sich wie folgt dar: 

Ein saudischer Diplomat parkte mit seinem Auto verkehrswidrig im absoluten 

Halteverbot auf einem Radweg. Als er die Tür seines Fahrzeuges abrupt öffnete, 

blockierte diese den Weg für einen vorbeifahrenden Radfahrer, welcher von 

seinem Fahrrad fiel und wenig später an seinen Verletzungen verstarb. 

1. Strafbarkeit 

Zuerst stellt sich die Frage, ob hier eine strafbare Handlung vorliegt. Anhand des 

Sachverhaltes kann eine vorsätzliche Tötungsabsicht ausgeschlossen werden, so 

dass hier eine fahrlässige Tötung gem. § 222 StGB vorliegen könnte. 

Im entsprechenden Gesetzestext heißt es: „Wer durch Fahrlässigkeit den Tod 

eines Menschen verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 

Geldstrafe bestraft“ . 

Für die Erfüllung des Tatbestandes bedarf es damit zuerst  einer Tathandlung, 

eines Taterfolgs und einer Kausalität zwischen Handlung und Erfolg. Die 

Tathandlung ist im vorliegenden Fall das Aufreißen der Tür. Der Taterfolg liegt im 

Versterben des Opfers, welche kausal durch die Tathandlung herbeigeführt wurde. 

Der Diplomat handelte hier auch fahrlässig, da er die im Verkehr erforderliche 

Sorgfalt außeracht gelassen hat. 

Insgesamt kann hier also von einer fahrlässigen Tötung ausgegangen werden. 

2. Kollision mit der diplomatischen Immunität und Folgen der Tat 

Wie bereits erwähnt, unterliegen Vertreter von diplomatischen Missionen nicht der 

Strafverfolgung des Empfängerstaates. Diese Regelung gilt auch dann, wenn ein 

Tötungsdelikt vorliegt. Somit blieb es bei Ermittlungen für Versicherungszwecke16. 

Auch eine  vorläufige Festnahme des Diplomaten wäre als hoheitliche 

Zwangsmaßnahme unzulässig gewesen. Eine Ausnahme hätte nur dann 

                                                 
16 Artikel der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 15.06.2017 unter: 

http://www.faz.net/aktuell/gesellschaft/ungluecke/mit-sportwagen-im-halteverbot-

saudischer-diplomat-verursacht-toedlichen-radunfall-15062690.html, eingesehen am 

15.04.2018 

 

http://www.faz.net/aktuell/gesellschaft/ungluecke/mit-sportwagen-im-halteverbot-saudischer-diplomat-verursacht-toedlichen-radunfall-15062690.html
http://www.faz.net/aktuell/gesellschaft/ungluecke/mit-sportwagen-im-halteverbot-saudischer-diplomat-verursacht-toedlichen-radunfall-15062690.html
http://www.faz.net/aktuell/gesellschaft/ungluecke/mit-sportwagen-im-halteverbot-saudischer-diplomat-verursacht-toedlichen-radunfall-15062690.html
http://www.faz.net/aktuell/gesellschaft/ungluecke/mit-sportwagen-im-halteverbot-saudischer-diplomat-verursacht-toedlichen-radunfall-15062690.html
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vorgelegen, wenn eine Gefahr für die Allgemeinheit bestanden hätte17. Hätte der 

Diplomat also durch sein Verhalten weitere Menschen oder auch sich selbst 

gefährdet, hätte die Polizei unter vorheriger Abwägung der Verhältnismäßigkeiten 

tatsächlich eine temporäre Verhaftung vornehmen können. In dieser Ausnahme 

zeigt sich, dass auch die diplomatische Immunität ihre (wenn auch weiten) 

Grenzen hat. Weitere Maßnahmen hätte der Diplomat aber durch die Polizei, 

Staatsanwaltschaft oder ein Gericht nicht zu befürchten gehabt. 

Es stellt sich die Frage, ob der Diplomat andere Konsequenzen zu fürchten hatte. 

Tatsächlich stünden Deutschland als Gastland mehrere diplomatische Optionen 

zur Verfügung. Es könnte den Botschafter des Landes zuerst einladen und sein 

Missfallen bezüglich des Vorfalles kundtun. Das wäre ein vergleichsweise mildes 

Vorgehen. 

Als weiteren Schritt könnte der Botschafter nicht eingeladen, sondern einbestellt 

werden. Dies gilt als schärfere Form der Unmutsäußerung eines Staates.  

Als nächsten Schritt könnte die Bundesrepublik den Diplomaten nach Art. 9 WÜD 

zur persona non grata erklären und den Entsendestaat unter Setzung einer Frist 

auffordern, den Diplomaten abzuziehen. Sollte die Frist verstreichen, könnte die 

Bundesrepublik den Status des Diplomaten und damit auch seine Immunität 

aufheben. Diese Sanktion gilt als besonders hart und wird nur bei besonders 

schweren diplomatischen Vorfällen genutzt. Aktuell wäre hier als Beispiel der Fall 

„Skripal“ zu nennen, der solche Ausweisungen in verschiedenen Ländern zur 

Folge hatte18. 

Als letzte Maßnahme könnte die Bundesrepublik die Beziehungen zu Saudi-

Arabien abbrechen und hierfür die Botschaft schließen19. Dies wäre das schärfste 

diplomatische Mittel und es würde eines extrem ernsten Zwischenfalls bedürfen. 

                                                 
17 Auswärtiges Amt, Rundschreiben vom 15.09.2015, 503 90 507.00, Amtsblatt für Berlin 

vom 11.12.2015, S. 2725, Abschnitt 2.1.2.2.1. 

18 Christian Kerl, Artikel auf Abendblatt.de vom 26.03.2018 unter: 

https://www.abendblatt.de/politik/article213853373/Ausweisung-von-Diplomaten-Eine-

Eskalation-mit-Ansage.html, eingesehen am  23.05.2018 

19 Julia Frese, Artikel des Weser Kuriers vom 01.12.2016 unter:   https://www.weser-

kurier.de/startseite_artikel,-Die-Nuancen-der-Diplomatie-_arid,723915.html, eingesehen 

am 15.04.2018 

https://www.abendblatt.de/politik/article213853373/Ausweisung-von-Diplomaten-Eine-Eskalation-mit-Ansage.html
https://www.abendblatt.de/politik/article213853373/Ausweisung-von-Diplomaten-Eine-Eskalation-mit-Ansage.html
https://www.weser-kurier.de/startseite_artikel,-Die-Nuancen-der-Diplomatie-_arid,723915.html
https://www.weser-kurier.de/startseite_artikel,-Die-Nuancen-der-Diplomatie-_arid,723915.html
https://www.weser-kurier.de/startseite_artikel,-Die-Nuancen-der-Diplomatie-_arid,723915.html
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Am wahrscheinlichsten ist eine Einbestellung des Botschafters bzw. die 

Aufforderung zur Abberufung des Diplomaten, da er nicht mehr tragbar ist. 

Aber auch Saudi-Arabien als Entsendestaat könnte reagieren und den Diplomaten 

selbst abziehen. Schließlich entscheidet der Entsendestaat, wen er als Vertreter 

seiner Interessen einsetzt. 

Eine interessante und für den Diplomaten wohl die härteste Maßnahme wäre der 

Verzicht auf die diplomatische Immunität. Gemäß Art. 32 Abs. 1 WÜD kann der 

Entsendestaat auf die Immunität des Diplomaten verzichten. Dieser Verzicht 

müsste gem. Art. 32 Abs. 2 WÜD ausdrücklich gegenüber dem Empfängerstaat 

geäußert werden. Sollte das geschehen, wäre der Diplomat dann der 

Gerichtsbarkeit des Empfangsstaates unterworfen und könnte hier für die 

fahrlässige Tötung belangt werden. 

Während der Recherche für diese Arbeit konnte leider nicht in Erfahrung gebracht 

werden, wie der Entsendestaat letztlich auf den Vorfall reagiert hat. Es ist nur 

bekannt, dass der Botschafter Saudi-Arabiens die Hinterbliebenen des Opfers in 

einem persönlichen Gespräch um Entschuldigung gebeten und eine finanziellen 

Entschädigung zugesichert hat20. 

Wahrscheinlich ist jedoch das Szenario, dass Saudi-Arabien den Diplomaten aus 

Deutschland abgezogen hat, um eventuelle Spannungen zwischen den Ländern 

zu vermeiden. Schließlich hat der Fall zu viel Aufsehen erregt, als dass der 

Diplomat weiter in Deutschland arbeiten könnte, ohne dass es zu weiteren 

negativen Schlagzeilen kommt. 

 

 

  

                                                 
20 Artikel auf welt.de vom 05.07.2017 unter: 

https://www.welt.de/vermischtes/article166279231/Saudischer-Minister-entschaedigt-

Witwe-des-getoeteten-Radfahrers.html, eingesehen am 23.05.2018 
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III. Fälle deutscher Diplomaten 

1. Verkehrstod in Moskau 

Im Jahr 2008 sorgte ein deutscher Lehrer für diplomatische Verstimmungen 

zwischen Deutschland und Russland. Der Fall war wie folgt gelagert: 

Benjamin H. war Lehrer an der deutschen Schule in Moskau 21. Dabei handelt es 

sich um die Schule der deutschen Botschaft, weshalb es sich bei den Schülern 

oftmals um Kinder von Botschaftsbeschäftigten handelt.  Aufgrund eines 

Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Russischen 

Föderation genießen die Lehrer der Schule den Diplomatenstatus. Aufgrund dieser 

Vereinbarung gilt für die Lehrer eine Immunität vor der russischen 

Strafgerichtsbarkeit. 

Im vorliegenden Fall war H. mit seinem Porsche mit Diplomatenkennzeichen in der 

Innenstadt von Moskau unterwegs. Dabei fuhr er anstatt der erlaubten 60 km/h mit 

110 km/h 22. Als Resultat kam es zu einer Kollision mit zwei Fußgängern. Beide 

Unfallopfer verstarben noch am Unfallort. 

Durch seine diplomatische Immunität geschützt, konnte der Lehrer das Land 

verlassen und musste in Russland keine strafrechtlichen Konsequenzen fürchten. 

Anders sah dies aber in Deutschland aus. 

Wie bereits erwähnt, gilt die diplomatische Immunität nur im Empfängerstaat, nicht 

aber in anderen Ländern.  

Die zuständige Staatsanwaltschaft beantragte einen Strafbefehl. Darin wurden für 

H. eine Bewährungsstrafe von einem Jahr, 5000,- EUR Geldbuße und ein Monat 

Fahrverbot gefordert23. Der Strafbefehl wurde vom zuständigen Gericht erlassen 

und schließlich rechtskräftig. Dabei war die Immunität, die der Lehrer während der 

Tat genoss, nicht zu beachten. 

                                                 
21 Manfred Quiring, Artikel der Welt vom 23.11.2009 unter: 

https://www.welt.de/vermischtes/article5294271/Der-Raser-der-zwei-russische-

Jugendliche-toetete.html, eingesehen am 21.05.2018 

22 www.welt.de, a.a.O 

23 www.welt.de, a.a.O. 

https://www.welt.de/vermischtes/article5294271/Der-Raser-der-zwei-russische-Jugendliche-toetete.html
https://www.welt.de/vermischtes/article5294271/Der-Raser-der-zwei-russische-Jugendliche-toetete.html
http://www.welt.de/
http://www.welt.de/
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2. Messerstecherei in Washington 

Dieser Fall zeigt die Wirkung der diplomatischen Immunität auf Familienmitglieder 

von Botschaftsangehörigen. 

Im September 2017 stach die Tochter eines deutschen Diplomaten auf einen 

Mitschüler an der British International School in Washington D.C. ein. Der Junge 

wurde bei der Tat schwer verletzt24. 

Aufgrund des Art. 37 Abs. 1 WÜD war das Mädchen als Tochter eines Mitgliedes 

der deutschen Botschaft im Empfangsstaat geschützt. Daher konnte eine 

Festnahme des Mädchens nicht erfolgen. Dies würde gegen die Unverletzlichkeit 

nach Art. 29 WÜD verstoßen.  

Auch könnte gegen das Mädchen kein gerichtliches Verfahren aufgrund Art. 31 

WÜD eingeleitet werden. Da sie aber auch kein direktes Mitglied der 

diplomatischen Mission der Bundesrepublik Deutschland war, stellt sich die Frage, 

inwieweit hier Maßnahmen ergriffen werden können. 

Wie weiter oben bereits ausgeführt, kann der Empfängerstaat den Botschafter des 

Entsendestaates einladen und sein Missfallen ausdrücken. Da hier aber eine 

schwere Straftat mit ernsten Verletzungen vorlag, scheint diese Maßnahme nicht 

angemessen. 

Auch eine förmliche Einbestellung mit Überreichung einer Protestnote scheint hier 

als Reaktion kaum angemessen. 

Fraglich ist, ob der Empfangsstaat hier die Tochter oder aber den Vater zur persona 

non grata erklären könnte, um die Ausweisung der Familie zu fordern. 

Die Tochter ist selbst keine Botschaftsangehörige. Ihren Schutz genießt sie 

lediglich durch die Stellung des Vaters. Art. 9 Abs. 1 WÜD führt dazu folgendes 

aus: 

"Der Empfangsstaat kann dem Entsendestaat jederzeit ohne Angabe von Gründen 

notifizieren, dass der Missionschef oder ein Mitglied des diplomatischen Personals 

der Mission persona non grata oder dass ein anderes Mitglied des Personals der 

Mission ihm nicht genehm ist. In diesen Fällen hat der Entsendestaat die 

betreffende Person entweder abzuberufen oder ihre Tätigkeit bei der Mission zu 

                                                 
24 Artikel auf Stern.de vom 06.09.2017 unter: https://www.stern.de/panorama/stern-

crime/washington--deutsche-diplomaten-tochter-soll-mitschueler-niedergestochen-haben-

7609264.html, eingesehen am 22.05.2018 

https://www.stern.de/panorama/stern-crime/washington--deutsche-diplomaten-tochter-soll-mitschueler-niedergestochen-haben-7609264.html
https://www.stern.de/panorama/stern-crime/washington--deutsche-diplomaten-tochter-soll-mitschueler-niedergestochen-haben-7609264.html
https://www.stern.de/panorama/stern-crime/washington--deutsche-diplomaten-tochter-soll-mitschueler-niedergestochen-haben-7609264.html
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beenden. Eine Person kann als non grata oder nicht genehm erklärt werden, bevor 

sie im Hoheitsgebiet des Empfangsstaats eintrifft" . 

Das WÜD spricht hier nur von dem "Missionschef oder ein Mitglied des 

diplomatischen Personals" bzw. "ein anderes Mitglied des Personals der Mission". 

Da die Tochter kein Mitglied der Botschaft ist, kommt diese Variante nicht in Frage. 

Man könnte an dieser Stelle über eine analoge Anwendung nachdenken.  

 

Wenn der Empfangsstaat ein Mitglied der diplomatischen Mission zur persona non 

grata erklären und dessen Ausreise verlangen kann, warum sollte dies nicht auch 

für ein geschütztes Familienmitglied gelten? Im Umkehrschluss stünde dem 

Empfangsstaat sonst kein wirksames und gleichzeitig angebrachtes Mittel zur 

Verfügung, um Verfehlungen der Angehörigen zu ahnden. Dies würde den 

Angehörigen einen stärkeren Schutz einräumen, als dem eigentlich zu 

schützenden Botschaftsangehörigen. 

 

Jedoch könnte der Empfangsstaat auch den Botschaftsangehörigen selbst zur 

persona non grata erklären. Denn im Art. 9 WÜD steht, dass dieser das Mitglied 

der diplomatischen Mission "jederzeit ohne Angaben von Gründen" zur 

unerwünschten Person erklären kann.  

 

Durch diesen Akt wird das Mitglied der diplomatischen Mission innerhalb einer 

angemessenen Frist aufgefordert, das Land zu verlassen. Sollte der 

Entsendestaat der Aufforderung nicht nachkommen und das Mitglied nicht 

abziehen, so kann der Empfangsstaat gem. Art. 9 Abs. 2 WÜD die weitere 

Anerkennung des diplomatischen Status ablehnen. Das Mitglied der Mission, und 

damit auch seine Familienangehörigen, würde seinen Status verlieren und könnte 

aus dem Empfängerstaat ausgewiesen werden, notfalls mit hoheitliche 

Maßnahmen (z.B: Abschiebehaft). Dies würde dann auch zur Ausweisung der 

Tochter führen. 
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IV. Die NSA-Abhöraffäre 

Einer der größten geheimdienstlichen Skandale wurde im Juni 2013 publik. 

Damals berichteten erste Zeitungen unter Berufung auf den Whistleblower Edward 

J. Snowden über Abhöraktionen der amerikanischen Geheimdienstbehörde NSA 

auf verbündete Länder, darunter auch Deutschland. Der Verdacht der 

geheimdienstlichen Tätigkeiten, strafbar nach § 99 StGB drängte sich immer mehr 

auf. 

Als Reaktion auf die Enthüllungen wurde am 20. März 2014 ein 

Untersuchungsausschuss durch den deutschen Bundestag eingesetzt, der sich 

mit der Affäre auseinandersetzen sollte. Es entstand ein 1902-seitiger Bericht, 

welcher unter anderem auch auf die Rolle der Botschaften der Five Eyes Staaten 

eingeht. Bei den Five Eyes Staaten handelt es sich um die USA, Großbritannien, 

Kanada, Australien und Neuseeland. Sie kooperieren in geheimdienstlichen 

Angelegenheiten miteinander25 . 

Aus dem Untersuchungsbericht geht hervor, dass ein Teil der Abhöraktionen 

wahrscheinlich aus der US-Botschaft heraus geführt wurde. In dem Bericht heißt 

es: "Als möglicher Ausgangspunkt für Überwachungstätigkeiten wurde das 

Gebäude der US-Botschaft am Pariser Platz ausgemacht" 26 . Hier wird ein 

gravierendes Problem bei der Zusammenarbeit zwischen Geheimdiensten und 

diplomatischen Vertretungen deutlich. 

Diplomatische Missionen dürfen, anders als normale Liegenschaften, nur nach 

Zustimmung durch den Missionsleiter durchsucht werden. Ein anderes Vorgehen 

würde gegen Art. 22 Abs. 1 WÜD verstoßen, indem es heißt: „Die Räumlichkeiten 

der Mission sind unverletzlich. Vertreter des Empfangsstaates dürfen sie nur mit 

Zustimmung des Missionschefs betreten“. Selbst ein Eindringen in den näheren 

Luftraum der Botschaft kann ein Verstoß gegen Art. 22 WÜD darstellen. Dabei 

stellen Überflüge der Botschaften in ausreichender Höhe die einzige legale 

Möglichkeit für die Behörden dar, eventuelle Abhöreinrichtungen auf dem Gelände 

zu erkennen. 

Dr. Burkhard Even vom Bundesamt für Verfassungsschutz sagte dazu im 

Geheimdienst-Untersuchungsausschuss des Bundestages: „Also, man kann von 

                                                 
25 Yusra Aziz, Artikel auf privacyend.com vom 16.03.2018 unter: 

https://www.privacyend.com/five-eyes-intelligence-alliance/, eingesehen am 04.05.2018 

26 1. Untersuchungsausschuss gemäß Artikel 44 des Grundgesetzes vom 23.06.2017, 

Bundesdrucksache, 18/12850, S. 435 

https://www.privacyend.com/five-eyes-intelligence-alliance/
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oben das sehen, was derjenige zulässt, der Apparaturen hinstellt. Da hat natürlich 

dann derjenige, der Technik aufbaut, manche Möglichkeiten. Nicht umsonst gibt es 

so […] Holzverschläge auf der russischen Botschaft. Oder die Amerikaner, die 

einen Neubau haben, die haben dann gleich die ganze obere Etage so gemacht, 

dass die aus bestimmten Materialien besteht – das kann man von oben dann 

sehen –, die also geeignet ist, um solche Technik dann vorzusehen. Das heißt, 

man kann durch die Überflüge feststellen, was es für technische Möglichkeiten gibt, 

wo versucht wird, was zu verstecken. Man kann auch eine bestimmte Anzahl von 

Antennen oder sonstigen Dingen tatsächlich sehen und dann – die Fotos sind so 

gut – genau erkennen, wofür die geeignet sind. Und da hört es dann allerdings 

auch auf. Also, man könnte durch Überflüge, wenn man nun gar nichts findet, einen 

Entlastungsbeweis machen, nach dem Motto: Von dieser Liegenschaft machen die 

offensichtlich nichts, was wir aus deutscher Sicht nicht wollen. […] Aber der 

positive Beweis ‚Jemand spioniert aktiv‘, ist objektiv unmöglich“27. 

Durch die Unverletzlichkeit des Botschaftsgeländes haben Behörden also kein 

wirksames Mittel, um Spionagehandlungen aus Botschaften zu erkennen und ggf. 

zu bekämpfen. 

Dabei bietet Berlin den perfekten Angriffsort für Überwachungen aus 

diplomatischen Vertretungen heraus. 

Als die Bundesregierung den Großteil ihrer Ministerien von Bonn nach Berlin 

verlagerte, verlagerten auch westliche Länder wie die USA ihre Botschaften in das 

Regierungsviertel. Der Reichstag lag zwar während der Zeit der deutschen Teilung 

im britischen Sektor von Berlin. Allerdings befand sich der Regierungssitz der BRD 

bekanntlich in Bonn, der provisorischen Bundeshauptstadt. Zwar hatten Länder 

wie die USA auch Vertretungen bei der DDR, aufgrund des 

Viermächteabkommens aber nicht auf dem Gebiet der DDR. Jedoch wurden nach 

dem Umzug der deutschen Regierung viele Botschaften neu in unmittelbarer Nähe 

des Reichstages in Berlin-Mitte gebaut. 

Der Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschuss, Herr Dr. Hans-Georg 

Maaßen sagte dazu im Untersuchungsausschuss: „Aus Sicht der Spionageabwehr 

war es bereits riskant, den Neubau ausländischer Botschaften in der Nähe von 

Bundestag und Bundeskanzleramt zuzulassen. In Ländern werden ausländische 

Botschaften deshalb bewusst in einem eigenen Diplomatenviertel außerhalb des 

Regierungsviertels und nicht vis-à-vis von Parlament und Regierungssitz 

                                                 
27 1. Untersuchungsausschuss gemäß Artikel 44 des Grundgesetzes vom 23.06.2017, 

Bundesdrucksache, 18/12850, S. 346 
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angesiedelt. Das BfV hatte nach meiner Kenntnis bereits im Zusammenhang mit 

dem Regierungsumzug darauf hingewiesen, dass die räumliche Nähe von 

Botschaften aus Gründen des Abhörschutzes problematisch ist. Ich persönlich 

hätte mir gewünscht, dass die Botschaften in einer deutlichen Distanz zu den 

Kerngebäuden von Bundesregierung und Bundestag angesiedelt werden“28. 

Im Ergebnis bleibt festzustellen, dass diplomatische Missionen die idealen Orte für 

Abhöraktionen darstellen. Gerade Deutschland ist aufgrund der Nähe von 

Regierungs- und Diplomatengebäuden anfällig für solche Aktionen. Da es sich bei 

den Grundstücken um Eigentum der jeweiligen Länder handelt, ist es nicht möglich, 

einen Umzug der diplomatischen Missionen zu erzwingen. Solch eine Forderung 

würde auch gegen Art. 22 WÜD verstoßen. Die einzige Möglichkeit wäre, die 

diplomatischen Beziehungen auf Eis zu legen und die Botschaft zu schließen. Das 

würde jedoch die Beziehungen zu den betroffenen Ländern noch stärker belasten, 

als es durch die Abhöraffäre schon geschehen ist. Daher ist dies auch nur eine 

theoretische Möglichkeit, da keine der beiden Seiten Interesse an einer derartigen 

Eskalation haben kann. 

Daher werden die Überflüge weiterhin die einzige Möglichkeit der Behörden sein, 

auf Spionagevorwürfe zu reagieren. 

Auch gegen Personen, welche für die Geheimdienste in Deutschland tätig, jedoch 

als Diplomaten akkreditiert sind, können nur diplomatische Mittel eingesetzt 

werden. Sollte der Diplomat bei der Ausübung einer Straftat, wie eben dem 

Ausüben einer geheimdienstlichen Tätigkeit (strafbar nach § 99 StGB) angetroffen 

werden, könnte die Polizei ihn nur vorübergehend in Gewahrsam nehmen, um ihn 

an der weiteren Tatbegehung zu hindern. Jedoch müsste er umgehend 

freigelassen werden, nachdem die Situation beendet ist. 

Letztlich wird das Auswärtige Amt solchen Diplomaten die Akkreditierung 

entziehen und sie dazu auffordern, die Bundesrepublik zu verlassen. 

Anders liegt der Fall, wenn es sich bei der Person zwar um einen Mitarbeiter eines 

Geheimdienstes handelt, dieser jedoch nicht als Diplomat akkreditiert ist. In diesen 

Fällen liegt keine diplomatische Immunität vor und gegen die Person können 

Ermittlungen aufgenommen und letztlich ein Strafverfahren eingeleitet werden. 

Ein aktuelles Beispiel für diesen Fall ist das Verfahren gegen Daniel Moser, 

welcher für den Schweizer Nachrichtendienst des Bundes (NDB) innerhalb der 

                                                 
28 1. Untersuchungsausschuss gemäß Artikel 44 des Grundgesetzes vom 23.06.2017, 

Bundesdrucksache, 18/12850, S. 375 f. 
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nordrhein-westfälischen Finanzverwaltung spioniert haben soll. Die Aktion steht im 

Zusammenhang mit dem Ankauf von Steuer-CDs durch das Land. Da er nicht 

unter die diplomatische Immunität fiel,  konnte er wegen geheimdienstlicher 

Agententätigkeiten gem. § 99 StGB zu einer Bewährungsstrafe von einem Jahr 

und zehn Monaten verurteilt werden 29 . 

 

Ähnlich gelagert ist der Fall von türkischen Imamen. Diese spionierten im Auftrag 

der türkischen Regierung, um angebliche Unterstützer der Gülen-Bewegung zu 

identifizieren 30 . Darunter befand sich auch die deutsche Abgeordnete Sabine 

Christiansen31. Bei der Gülenbewegung handelt es sich indes um eine Gruppe um 

den ehemaligen türkischen Regierungschef Fethullah Gülen. Der türkische 

Präsident macht diese Gruppierung für den Putschversuch vom 15. und 16. Juli 

2016 verantwortlich32 . Bei Imamen handelt es sich wie bei Spionen nicht um 

geschützte Personen nach dem WÜD. Daher können auch hier Ermittlungen 

angestellt und Anklagen erhoben werden. 

  

                                                 
29 Oberlandesgericht Frankfurt am Main, Urteil vom 9.11.2017, Az. 4-3 StE 2/17 - 2 - 1/17, 

unter juris.de 

30 Deniz Yücel, Artikel der Welt vom 08.12.2016 unter: 

https://www.welt.de/politik/ausland/article160132361/Tuerkische-Imame-spionieren-in-

Deutschland-fuer-Erdogan.html, eingesehen am 21.05.2018 

31 www.welt.de, a.a.O. 

32 Gerrit Wustmann, Artikel auf Heise vom 25.01.2017 unter: 

https://www.heise.de/tp/features/Erdogan-Guelen-und-der-Putsch-

3606530.html?seite=all, eingesehen am 21.05.2018 

https://www.welt.de/politik/ausland/article160132361/Tuerkische-Imame-spionieren-in-Deutschland-fuer-Erdogan.html
https://www.welt.de/politik/ausland/article160132361/Tuerkische-Imame-spionieren-in-Deutschland-fuer-Erdogan.html
http://www.welt.de/
https://www.heise.de/tp/features/Erdogan-Guelen-und-der-Putsch-3606530.html?seite=all
https://www.heise.de/tp/features/Erdogan-Guelen-und-der-Putsch-3606530.html?seite=all
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E. Kollision im Zivilrecht 

I. Probleme der diplomatischen Immunität im Zivilrecht 

Die Problematik der diplomatischen Immunität im Zivilrecht ist ähnlich gelagert, wie 

die Problematik im Strafrecht. 

Aufgrund Art. 31 WÜD unterliegt der Diplomat grundsätzlich nicht der 

Gerichtsbarkeit des Empfangsstaates. Dabei ist unerheblich, wie "schwer" der 

Vorwurf gegen die geschützte Person wiegt. Das Landesarbeitsgericht Berlin-

Brandenburg hatte diesbezüglich eine Berufung zu verhandeln, bei dem die 

Klägerin abgetretene Ansprüche einer Hausangestellten eines Diplomaten geltend 

machte. Aus der Urteilsbegründung ergab sich folgender Vortrag der Parteien:  

"Der Beklagte habe ihre Rechtsvorgängerin in ausbeuterischer Weise beschäftigt. 

Diese habe den Haushalt des Beklagten nicht verlassen dürfen und sei zur 

Arbeitsleistung an sieben Tagen in der Woche mit Arbeitszeiten von bis zu zwanzig 

Stunden am Tag angehalten worden; hierbei sei es ständig zu körperlichen 

Misshandlungen und Erniedrigungen seitens des Beklagten und seiner 

Familienangehörigen gekommen. Entgegen der vertraglichen Vereinbarung sei 

eine eigene Unterkunft nicht gewährt worden; ihre Rechtsvorgängerin habe 

vielmehr ohne Matratze und warme Kleidung mit einer dünnen Decke auf dem 

Boden des Kinderzimmers schlafen müssen. Die zugesagte Verpflegung habe aus 

Essensresten bestanden. Eine Vergütung habe ihre Rechtsvorgängerin bis zu 

ihrer Flucht am 30. Oktober 2010 nicht erhalten; lediglich eine Urlaubsabgeltung 

habe der Beklagte nach außergerichtlichen Verhandlungen gezahlt. Der Beklagte 

habe die Menschenrechte ihrer Rechtsvorgängerin massiv verletzt"33. 

Das Arbeitsgericht als erste Instanz hatte die Klage als unzulässig zurückgewiesen. 

Dabei wurde auf die diplomatische Immunität des Beklagten verwiesen. Er sei 

daher nicht der deutschen Gerichtsbarkeit unterworfen34. 

Das Landesarbeitsgericht schloss sich der Auffassung des Arbeitsgerichts an. In 

der Urteilsbegründung wird folgendes ausgeführt: 

"Die Mitglieder der in der Bundesrepublik Deutschland errichteten diplomatischen 

Missionen sind gemäß § 18 Satz 1 GVG nach Maßgabe des Wiener 

Übereinkommens über diplomatische Beziehungen vom 18. April 1961 (WÜD) von 

der deutschen Gerichtsbarkeit befreit. Der Beklagte genießt daher als Diplomat 

                                                 
33 LArbG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 09. November 2011 – 17 Sa 1468/11 –, juris 

34 ArbG Berlin, Urteil vom 14. Juni 2011 - 36 Ca 3627/11 -, juris 

https://www.juris.de/r3/?docId=BJNR005130950BJNE003200666&docFormat=xsl&docPart=S
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i.S.d. Art. 1 lit. e) WÜD Immunität von der deutschen Straf-, Zivil- und 

Verwaltungsgerichtsbarkeit (Art. 31 Abs. 1 WÜD), wobei die Arbeitsgerichtsbarkeit 

zur Zivilgerichtsbarkeit zählt […]Die Klägerin kann in diesem Zusammenhang 

zunächst nicht mit Erfolg geltend machen, der Beklagte habe sich unter Verstoß 

gegen völkerrechtliche Bestimmungen schwere Menschenrechtsverletzungen 

zuschulden kommen lassen. Das Rechtsverhältnis der Parteien bestimmt sich 

nicht nach völkerrechtlichen Regelungen, sondern nach den Vorschriften des 

Privatrechts, die die materiell-rechtliche Grundlage für alle Ansprüche der Klägerin 

wegen der angeblich ausbeuterischen Beschäftigung ihrer Rechtsvorgängerin 

bieten (§§ 253 Abs. 2, 611 Abs. 1, 670, 823, 826 BGB). Es kommt daher 

ausschließlich darauf an, ob die Immunität des Beklagten zur Durchsetzung dieser 

Ansprüche zurückstehen muss; in welcher Weise und in welchem Umfang 

Menschenrechte durch das Völkerrecht gewährleistet werden, ist hingegen für die 

genannte Rechtsfrage ohne Belang." 

Weiter stellt das Gericht fest, dass der Diplomat seine Immunität auch nicht 

verwirkt hat. Da die diplomatische Immunität die Mission des Entsendestaates 

schützen soll und nicht den Diplomaten selbst, ist einzig der Entsendestaat 

berechtigt, auf die Immunität zu verzichten, Art. 32 WÜD. 

Das Bundesarbeitsgericht hob das Berufungsurteil übrigens auf und verwies den 

Fall an das Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg zurück35. Jedoch nicht, weil 

es bezüglich der Immunität anderer Auffassung war. Dieser Frage lies das Gericht 

offen. Vielmehr war der Diplomat in seine Heimat zurückbeordert wurden und 

deshalb nicht mehr teil der diplomatischen Mission seines Landes. Das geht aus 

Art. 39 Abs. 2 WÜD hervor.  

Die Immunität bleibt nach Beendigung der Tätigkeit nur für Handlungen bestehen, 

die der Diplomat in Ausübung seines Amtes ausgeführt hat, Art. 39 Abs. 2 WÜD. 

Dazu zählt nicht das private Arbeitsverhältnis zu seinen Hausangestellten. 

                                                 
35 BAG, Urteil vom 22. August 2012 – 5 AZR 949/11 –, juris  

https://www.juris.de/r3/?docId=BJNR001950896BJNE024603301&docFormat=xsl&docPart=S
https://www.juris.de/r3/?docId=BJNR001950896BJNE062602377&docFormat=xsl&docPart=S
https://www.juris.de/r3/?docId=BJNR001950896BJNE069702377&docFormat=xsl&docPart=S
https://www.juris.de/r3/?docId=BJNR001950896BJNE085202377&docFormat=xsl&docPart=S
https://www.juris.de/r3/?docId=BJNR001950896BJNE085502377&docFormat=xsl&docPart=S
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II. Zulässigkeit von Selbsthilfe bei diplomatischer Immunität 

Während meiner Recherchen stieß ich auf folgende Kommentierung im 

Münchener Kommentar zum § 229 BGB: 

"[…]Probleme wirft die Selbsthilfe gegenüber Personen mit diplomatischer 

Immunität auf, da Hilfe von staatlicher Seite in derartigen Fällen der Amtsexemtion 

von vornherein nicht in Betracht kommt (Art. 29 ff. Wiener 

Diplomatenrechtskonvention). Richtigerweise wirkt sich die Immunität jedoch 

ebenso wenig auf die private Selbsthilfe aus wie auf das Recht zur Notwehr: Der 

Respekt ausländischer Souveränität erlegt nur der inländischen Staatsgewalt 

Beschränkungen auf, er schmälert nicht die Reichweite privater Befugnisse nach 

dem in casu anwendbaren deutschen oder ausländischen Recht. "36. 

Diese Ansicht wirkt dahingehend erst einmal verblüffend, als dass die 

diplomatische Immunität den Diplomaten vor jedweder hoheitlicher Handlung 

gegen ihn schützen soll. Jedoch handelt es sich bei der Selbsthilfe gerade nicht 

um ein hoheitliches Handeln, vielmehr ist eine der Voraussetzungen für die 

Selbsthilfe, dass eine staatliche Hilfe nicht rechtzeitig zu erlangen ist. 

Tatbestandsvoraussetzungen 

Das Prüfungsschema zu § 229 BGB stellt sich wie folgt dar37: 

Selbsthilfelage 

 a) Einredefreier zivilrechtlicher Anspruch 

Dabei ist unerheblich, um was für einen zivilrechtlichen Anspruch es sich handelt. 

Ein Anspruch aus § 433 BGB aus einem Kaufvertrag ist ebenso möglich wie ein 

Anspruch auf Mietzahlungen aus § 535 Abs. 2 BGB. Denn die diplomatische 

Immunität verhindert allein die gerichtliche Durchsetzung eines Anspruches, nicht 

seine Entstehung. 

 

  

                                                 
36 MüKoBGB/Grothe, 7. Aufl. 2015, BGB § 229 Rn. 4 

 

37 Prüfungsschema zu § 229 BGB unter: https://www.repetico.de/karte-59244296, 

eingesehen am 18.04.2018 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=29&g=BGB
https://www.repetico.de/karte-59244296
https://www.repetico.de/karte-59244296


29 

 

b) Gefahr der Vereitelung oder Erschwerung des Anspruchs 

Eine Selbsthilfehandlung kann nur dann gerechtfertigt sein, wenn für die 

Durchsetzbarkeit des Anspruches eine reelle Gefahr besteht. Die Erschwerung 

bzw. Gefahr der Vereitelung liegt hier in der Immunität begründet. Tatsächlich ist 

der Anspruch durch hoheitliche Maßnahmen gar nicht durchsetzbar, zumindest bei 

Personen, die der vollen diplomatischen Immunität unterliegen. Somit ist dieses 

Merkmal erfüllt. 

 c) Staatliche Hilfe nicht rechtzeitig zu erlangen 

Eine weitere Voraussetzung stellt eine nicht rechtzeitig zu erlangende, staatliche 

Hilfe dar. Die staatliche Hilfe würde im Vertragsrecht wohl durch die gerichtliche 

Geltendmachung des Anspruches und anschließende Zwangsvollstreckung 

erfolgen. Und genau hier gibt es eine große Kollision zwischen dem Recht des 

Anspruchsinhabers und der diplomatischen Immunität. 

Hoheitliche Maßnahmen, also zum Beispiel die gerichtliche Geltendmachung des 

Anspruches, sind gegen eine Person, die durch Immunität geschützt ist, nicht 

möglich. Damit besteht per se keine staatliche Hilfe, die rechtzeitig erlangt werden 

könnte. Vielmehr ist die Durchsetzung vor einem deutschen Gericht von Anfang 

an nicht möglich. 

Thomas Bongartz geht in seinem Aufsatz "Selbsthilfe nach § 229 BGB trotz 

diplomatischer Immunität?"38 auf diese Problematik ein und führt aus, dass diese 

Voraussetzung bei Diplomaten einzuschränken sei. "[…] Einwände wegen der 

gerichtlichen Durchsetzbarkeit, die aus der diplomatischen Immunität herrühren," 

sollen "die Selbsthilfehandlung nicht unzulässig machen"39. 

Er argumentiert dabei mit dem Schutzzweck, den die diplomatische Immunität 

verfolgt. Demnach soll der Diplomat vor staatlichen Übergriffen aus dem 

Empfängerstaat geschützt werden, nicht jedoch vor Maßnahmen, die den Bürgern 

untereinander zustehen. Würde man auch diese Maßnahmen zwischen den 

Bürgern von der Immunität erfassen, so müsste man in voller Konsequenz auch 

die Notwehr gegenüber Personen mit diplomatischer Immunität als nicht zulässig 

ansehen. Das kann meiner Ansicht nach jedoch nicht im Sinne der Immunität sein, 

da damit das Recht der Bürger auf Selbstschutz angegriffen werden würde. 

 

                                                 
38 Bongartz, MDR 1995, 780-782 

39 Bongartz, a.a.O. 
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Selbsthilfehandlung 

a) Wegnahme, Beschädigung oder Zerstörung einer Sache 

Für die Selbsthilfe nach § 229 BGB bedarf es einer Handlung des 

Selbsthelfenden, mit der er in das Eigentum des anderen (hier des Diplomaten) 

eingreift. Sei es durch die Wegnahme einer Sache, die Beschädigung oder 

Zerstörung. Hier definiert der § 230 BGB jedoch Einschränkungen für die 

Selbsthilfe. Nach § 230 Abs. 2 BGB muss die Sache "[…] vollstreckungs- oder 

arrestfähig sein […]" 40. Bei Geldforderungen kann alles, was pfändbar ist, auch 

im Wege der Selbsthilfe weggenommen werden, sofern die weiteren 

Voraussetzungen des § 229 BGB erfüllt sind. Bei Herausgabeansprüchen 

hingegen kann nur die konkrete Sache durch Selbsthilfe erlangt werden. Das 

ergibt sich aus der Natur der Sache. Während bei Geldforderungen in das 

Vermögen des Schuldners nach Maßgabe von §§ 803 ff. ZPO vollstreckt werden 

kann, kann bei einem Herausgabeanspruch nur diese Sache selbst 

herausverlangt werden, da sich der Anspruch auf diese beschränkt, § 883 ff. ZPO.   

Bei Beschädigung oder gar der Zerstörung von Sachen müssen naturgemäß enge 

Grenzen gesetzt werden. Der Kommentar Erman nennt hier als Beispiele das 

Überkleben von wettbewerbswidrig plakatierten Werbeflächen oder das 

Aufbrechen eines Schrankes, in dem sich die herauszugebende Sache befindet41 

(z.B. ein Waffenschrank). 

 

b) Bei Fluchtverdacht Festnahme 

Die Selbsthilfe ist indes nicht nur auf Sachen beschränkt. So ist es dem Bürger 

gestattet, einen Verdächtigen festzuhalten, sofern ein Fluchtverdacht besteht. Im 

Zug der Festnahme ist auch die Gewaltanwendung möglich, um etwaigen 

Widerstand des Festzunehmenden zu brechen. Dabei muss die 

Gewaltanwendung aber in Relation zu der Fluchtgefahr stehen, § 230 Abs. 1 BGB. 

So kann eine schwere Körperverletzung nicht einfach durch das Recht auf 

Selbsthilfe nach § 229 BGB gerechtfertigt sein. 

c) Beseitigung von Widerstand 

Ähnlich wie bei der Festnahme bei Fluchtgefahr, steht dem Bürger bei der 

Selbsthilfe die Anwendung von gerechtfertigten Zwangsmaßnahmen zur 

                                                 
40 Wagner in: Erman, BGB, 15. Aufl. 2017, § 229 BGB, RN. 6 

41 Wagner in: Erman, a.a.O. 
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Beseitigung von Widerständen zur Verfügung. Dies kann zum Beispiel das 

entreißen eines herauszugebenden Gegenstandes sein. 

 

Selbsthilfewille 

Als letzte Voraussetzung muss der Bürger einen Selbsthilfewillen haben. Er muss 

also in der Absicht handeln, sich gegen ein rechtswidriges Verhalten des 

Gegenübers zur wehr zu setzen. Die Beweislast dafür trägt derjenige, der sich auf 

die Selbsthilfe beruft42. 

An dieser Stelle soll kurz auf die Notwehr nach § 32 StGB eingegangen werden. 

Die kürze der Ausführung liegt im Wesen des § 32 StGB begründet. Denn die 

Notwehr ist vom Charakter her der Selbsthilfe sehr ähnlich. Auch hier liegt gerade 

keine hoheitliche Handlung vor, sondern eine private Handlung eines Bürgers, mit 

der er eine unmittelbare, rechtswidrige Gefahr von sich oder anderen abwenden 

will. 

Fischer schreibt dazu in seinem Kommentar zum § 32 StGB "[…] dass § 32 

Eingriffsrechte im Verhältnis der Bürger untereinander regelt, die durch die 

Regelung des Polizeirechts nicht ohne weiteres verdrängt werden"43.  

Als Ergebnis kann dem Bürger nicht das Recht abgesprochen werden, sich selbst 

im Wege der Notwehr zu verteidigen. 

 

  

                                                 
42 Wagner in: Erman, BGB, 15. Aufl. 2017, § 229 BGB, RN. 6 

43 Fischer, StGB, 63. Aufl. 2016, § 32 StGB, RN. 35 
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III. Fazit 

Als Fazit ist zu sagen, dass die diplomatische Immunität im Zivilrecht durchaus ihre 

Grenzen hat. Zwar ist der Diplomat richtigerweise vor staatlichen Handlungen 

geschützt. Andernfalls wäre die diplomatische Mission des Gastlandes auch 

gefährdet. Jedoch wirkt sich die Immunität nicht auf das Handeln von Bürger aus. 

So ist die Selbsthilfe nach § 229 BGB eben kein staatlicher Akt, sondern eine 

Präventivmaßnahme für Bürger, um die Vereitelung ihrer Rechte zu verhindern. 

Zu Recht muss darüber nachgedacht werden, ob die Selbsthilfe nicht auch vom 

Empfängerstaat ausgenutzt werden kann und daher von der Immunität eines 

Diplomaten erfasst sein sollte. Jedoch sprechen verschiedenste Argumente 

dagegen. Der Selbsthilfe sind enge Grenzen gesetzt. Gerade bei Anwendung von 

Gewalt ist auf die Verhältnismäßigkeit zu achten. Weiterhin kann staatliches 

Handeln nicht durch die Selbsthilfe ersetzt werden. Letztlich würde die Anwendung 

der diplomatischen Immunität auf die Selbsthilfe auch andere Rechte der Bürger 

beschneiden. So müsste in der Konsequenz auch die Notwehr gegenüber 

Diplomaten rechtswidrig sein. Dem Bürger ist es aber nicht möglich, vor einer 

Notwehrhandlung nachzuforschen, ob der Gegenüber von der Immunität erfasst 

ist. Daher ist die Selbsthilfe gegen Diplomaten ein legitimes Mittel, das den 

Bürgern zusteht. 
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F. Scheidungsverfahren 

 

I. Sachverhalt 

Ein deutscher Diplomat, welcher in der Botschaft der Bundesrepublik in Tirana, 

Albanien tätig ist, reichte in Albanien die Scheidung von seiner italienischen 

Ehefrau ein. Das Gericht erließ ein Scheidungsurteil, welches der Diplomat in 

Deutschland gerichtlich anerkennen lassen wollte. Dagegen wehrte sich die 

Antragsgegnerin mit Verweis auf die diplomatische Immunität. Der Fall landete 

schließlich vor dem BGH 44. 

 

II. Problematik 

Gemäß dem allgemeinen Völkerrechts, gelten gerichtliche Beschlüsse, Urteile und 

ähnliche Hoheitsakte nur auf dem Territorium des Staates, der den Akt erlassen 

hat. Von diesem Grundsatz gibt es jedoch Ausnahmen. 

So gilt für EU-Mitgliedsstaaten außer Dänemark die Verordnung (EG) Nr. 

2201/2003 45 . Aufgrund Art. 21 der Verordnung, wonach die Anerkennung und 

Vollstreckung von Entscheidungen aus Mitgliedsstaaten der EU auf Vertrauen 

basiert, werden auch Scheidungsurteile innerhalb der EU ohne besonderes 

Verfahren anerkannt. Albanien ist jedoch kein Mitglied der EU, weshalb eine 

Anerkennung des Urteils vorgenommen werden musste.   

Die Anerkennung von ausländischen Scheidungsurteilen regelt § 107 Abs. 1 

FamFG wie folgt: 

"Entscheidungen, durch die im Ausland eine Ehe für nichtig erklärt, aufgehoben, 

dem Ehebande nach oder unter Aufrechterhaltung des Ehebandes geschieden 

oder durch die das Bestehen oder Nichtbestehen einer Ehe zwischen den 

Beteiligten festgestellt worden ist, werden nur anerkannt, wenn die 

Landesjustizverwaltung festgestellt hat, dass die Voraussetzungen für die 

Anerkennung vorliegen. Hat ein Gericht oder eine Behörde des Staates 

entschieden, dem beide Ehegatten zur Zeit der Entscheidung angehört haben, 

                                                 
44 BGH, Beschluss vom 30.03.2011 – XII ZB 300/10 -, BGHZ 189, 87-94 

45 Verordnung auf eur-lex.europa.eu unter: http://eur-

lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2003:338:0001:0029:DE:PDF, 

eingesehen am 17.05.2018 

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2003:338:0001:0029:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2003:338:0001:0029:DE:PDF
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hängt die Anerkennung nicht von einer Feststellung der Landesjustizverwaltung 

ab". 

Da es sich bei den Parteien auf der einen Seite um einen deutschen Staatsbürger 

und auf der anderen um eine italienische Staatsbürgerin handelt, muss die 

zuständige Justizverwaltung prüfen, ob die Voraussetzungen für die Scheidung in 

Deutschland zum Zeitpunkt des Urteils vorgelegen haben. 

Bezüglich der Zuständigkeit regelt § 107 Abs. 2 FamFG folgendes: 

"Zuständig ist die Justizverwaltung des Landes, in dem ein Ehegatte seinen 

gewöhnlichen Aufenthalt hat. Hat keiner der Ehegatten seinen gewöhnlichen 

Aufenthalt im Inland, ist die Justizverwaltung des Landes zuständig, in dem eine 

neue Ehe geschlossen oder eine Lebenspartnerschaft begründet werden soll; die 

Landesjustizverwaltung kann den Nachweis verlangen, dass die Eheschließung 

oder die Begründung der Lebenspartnerschaft angemeldet ist. Wenn eine andere 

Zuständigkeit nicht gegeben ist, ist die Justizverwaltung des Landes Berlin 

zuständig". 

Da keiner der beiden Ehegatten seinen gewöhnlichen Aufenthalt zu der Zeit in 

Deutschland hatte, war die Senatsverwaltung für Justiz in Berlin zuständig für die 

Anerkennung. Diese lehnte den Antrag des Antragstellers ab. Gegen diese 

Entscheidung ging der Diplomat gem. § 197 Abs. 5 FamFG vor. Das Kreisgericht 

Berlin entschied zu Gunsten des Diplomaten, wogegen die Antragsgegnerin 

Rechtsbeschwerde einlegte. 

Ihre Beschwerde stützte die Antragsgegnerin auf die diplomatische Immunität. 

Weder der Antragsteller noch sie unterliege aufgrund der Immunität der 

Gerichtsbarkeit von Albanien, in dem der Diplomat tätig war. Da die 

Bundesrepublik Deutschland auch keinen Verzicht auf die Immunität nach Art. 32 

WÜD ausdrücklich formuliert hat, hätte das albanische Gericht kein 

Scheidungsurteil erlassen dürfen. 
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III. Ansicht des Bundesgerichtshofes 

Dieser Ansicht tritt der Bundesgerichtshof entgegen. Bezüglich einer eventuellen 

Immunität der Frau führte bereits das Kammergericht in seiner Urteilsbegründung 

folgendes aus: 

"Die Antragsgegnerin habe schon keine Immunität gemäß Art. 37 Abs. 1 des 

Wiener Übereinkommens über diplomatische Beziehungen vom 18. April 1961 

(BGBl. II 1964 S. 957 ff., im Folgenden: WÜD) genossen, weil sie nicht mehr zum 

Haushalt des Antragstellers gehört habe". 

Dieser Auffassung schloss sich der Bundesgerichthof an. Wie bereits erwähnt, gilt 

die diplomatische Immunität auch für enge Familienangehörige des Diplomaten, 

die jedoch zu dessen Haushalt gehören müssen, Art. 37 I WÜD. Da die Parteien 

bereits in Trennung lebten, konnte sich die diplomatische Immunität nicht auf die 

Frau erstrecken. 

Fraglich ist, inwieweit die Immunität des Mannes ein Scheidungsurteil verhindert, 

denn seine Immunität leitet sich unbestritten aus seiner Tätigkeit als Diplomat der 

Botschaft her, vgl. dazu weiter oben. Der Bundesgerichtshof führt dazu folgendes 

aus: 

"Entgegen der Ansicht der Rechtsbeschwerde hindert die Immunität den 

Diplomaten indessen nicht, als Antragsteller oder Kläger gerichtlichen 

Rechtsschutz vor den Gerichten des Empfangsstaates in Anspruch zu nehmen. 

Sowohl nach dem Wortlaut des Art. 31 Abs. 1 Satz 2 WÜD, wonach dem 

Diplomaten Immunität "von" der Zivilgerichtsbarkeit des Empfangsstaats zusteht, 

als auch nach dem Sinn und Zweck der diplomatischen Immunität im Völkerrecht 

erstreckt sich diese nicht auf Verfahren, in denen er selbst Gerichtsschutz begehrt. 

Es handelt sich dabei gerade nicht um gegen ihn gerichtete Maßnahmen, vor 

denen er aufgrund seiner Position besonders geschützt werden muss bzw. die ihn 

in der freien, unbeeinflussten Arbeit im Empfangsstaat hindern. Die Immunität 

greift also nicht, soweit der die Immunität Genießende selbst Klagen vor den 

Gerichten des Empfangsstaates erhebt bzw. Verfahren anstrengt […]“. 

Der Diplomat soll nur vor der Rechtsverfolgung durch den Empfangsstaat 

geschützt werden. Dabei steht es ihm aber frei, selbst die Rechtsinstitutionen des 

Empfangsstaates in Anspruch zu nehmen. Wenn der Diplomat selbst einen 

Prozess anstrebt, muss es dem Gegenüber im Sinne der Waffengleichheit jedoch 

erlaubt sein, selbst auch gegen den Diplomaten vorzugehen, z.B. durch eine 
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Wiederklage nach § 33 ZPO 46. Laut Schreiben des Auswärtigen Amts verzichtet 

der Diplomat mit der Klageerhebung stillschweigend auf seine Immunität. Der 

Diplomat selbst kann jedoch nicht wirksam auf seine Immunität verzichten. Dieses 

Recht steht nur dem Entsendestaat zu, Art. 32 Abs. 1 WÜD. Daher wird die 

Zustimmung zum Verzicht quasi fingiert. Das hat jedoch zur Folge, dass der 

Entsendestaat auch nach erfolgter Entscheidung einwenden kann, einen Verzicht 

der Immunität nie erklärt zu haben. In diesem Falle würde dann das Urteil wieder 

gegen die Immunität verstoßen und hoheitliche Maßnahmen gegen den 

Diplomaten  wären nicht möglich. 

 

  

                                                 
46 Auswärtiges Amt, Rundschreiben vom 15.09.2015, 503 90 507.00, Amtsblatt für Berlin 
vom 11.12.2015, S. 2724 f., Abschnitt 2.1.2.1.2. 
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IV. Problematik bei gegebener Immunität auf Antragsgegnerseite 

Im vorliegenden Fall, der durch den Bundesgerichtshof entschieden wurde, stand 

die Frau aufgrund der räumlichen und auch realen Trennung nicht unter dem 

Schutz der diplomatischen Immunität. Daher konnte sie sich auf dessen Schutz 

nicht berufen. Es stellt sich jedoch die Frage, welche Konsequenzen es für den 

Ausgang des Verfahrens gehabt hätte, wenn die diplomatische Immunität bejaht 

werden müsste, weil die Antragsgegnerin zum Beispiel weiter im Haushalt des 

Antragstellers lebt. 

Am 20.12.2010 wurde die Verordnung (EU) Nr. 1259/2010 beschlossen, auch 

ROM III genannt. Diese Verordnung regelt, welches Recht auf eine Ehescheidung 

anzuwenden ist. Diese Verordnung gilt für deutsche Gerichte seit 11.02.2018. Es 

wird nicht mehr primär auf die Nationalität der Ehepartner abgestellt, sondern gem. 

Abs. 19 auf den gewöhnlichen Aufenthalt der Parteien. Sollte eine der Parteien 

ihren gewöhnlichen Aufenthalt seit über einem Jahr in einem anderen Staat haben, 

gilt das Recht des Staates, dessen Staatsangehörigkeit beide Ehepartner besitzen. 

Sollte keine gemeinsame Staatsangehörigkeit bestehen, gilt das Recht des 

Staates, dessen Gericht zuerst angerufen wurde. 

 

Für den obigen Fall bedeutet dies, dass aus Sicht der EU-Länder, dass 

albanisches Recht zur Anwendung gelangt. Denn beide Ehepartner leben im 

Haushalt des Diplomaten in Albanien, womit beide ihren gewöhnlichen Aufenthalt 

dort begründet haben. 

 

Dies hat wiederrum zur Folge, dass gegen eine Person, welche in Albanien 

diplomatische Immunität genießt, ein Hoheitsakt durch eben jenes Land vollzogen 

werden soll. Da dies nur dann möglich wäre, wenn der Entsendestaat auf die 

Immunität verzichtet, was jedoch nicht passiert ist, bleibt die Antragsgegnerin 

weiter durch die Immunität geschützt. Letztlich müsste das albanische Gericht die 

Unzulässigkeit der Scheidung feststellen. Spätestens beim Versuch der 

Anerkennung des Urteils in Deutschland müsste die zuständige Behörde jedoch 

die Unzulässigkeit feststellen. 

  



38 

 

G. Kollision im Ordnungswidrigkeitenverfahren 

 

I. Statistiken der Ordnungswidrigkeiten von ausländischen 

Diplomaten 

Ordnungswidrigkeiten gehören zu den wohl häufigsten Vorfällen mit 

diplomatischer Beteiligung. Der Berliner Abgeordnete Peter Trapp (CDU) stellt 

jedes Jahr an den Berliner Senat eine schriftliche Anfrage zu begangenen 

Straftaten und Ordnungswidrigkeiten mit Bezug auf diplomatische Vertreter 

anderer Ländern. Die daraus resultierenden Statistiken geben einen guten 

Überblick über die begangenen Ordnungswidrigkeiten. 

Laut der Statistik der Senatsverwaltung für Inneres und Sport in Berlin mit Stand 

10.06.2017 sind in Berlin insgesamt 3.010 Kraftfahrzeuge der diplomatischen 

Corps mit entsprechenden Sonderkennzeichnungen zugelassen 47 . Die Spitze 

belegen dabei die Vereinigten Staaten von Amerika mit 260 Fahrzeugen, gefolgt 

von der Russischen Föderation mit 162 Fahrzeugen und der Volksrepublik China 

mit 120 Fahrzeugen. 

Weiterhin wird in der Statistik ausgeführt, dass im Jahr 2016 insgesamt 22.882 

Verkehrsordnungswidrigkeiten durch Kraftfahrzeuge der diplomatischen Corps 

registriert wurden. Dabei handelte es sich in 60 Fällen um Verkehrsunfälle, bei 

denen drei Personen schwer und 25 leicht verletzt wurden. Weiter wird ausgeführt, 

dass bei 31 Fällen der Verdacht des unerlaubten Entfernens vom Unfallort vorliegt. 

Die bearbeitende Senatsverwaltung für Inneres und Sport beziffert die Summe der 

einzelnen Verwarn- und Bußgelder auf insgesamt 374.895 Euro. Häufig handele 

es sich bei den Ordnungswidrigkeiten um Parkverstöße und 

Geschwindigkeitsübertretungen. Interessant ist auch die Verteilung der Verstöße 

auf die einzelnen diplomatischen Vertretungen. So nennt die Antwort auf die 

Anfrage die Volksrepublik China als am häufigsten von Ordnungswidrigkeiten 

betroffen. Darauf folgen Saudi-Arabien, die Russische Föderation, Ägypten und 

dann die Vereinigten Staaten von Amerika. 

  

                                                 
47 Anfrage des Abgeordneten Peter Trapp (CDU) an den Berliner Senat vom 29.05.2017,  

Drucksache des Abgeordnetenhaus Berlin, 18/11329 



39 

 

II. Ordnungswidrigkeiten durch Angehörige des dienstl. 

Hauspersonals 

Wie bereits unter Punkt B.II. erwähnt, umfasst die diplomatische Immunität nicht 

nur die Diplomaten an sich, sondern auch Ihre engsten Familienangehörigen sowie 

weitere Mitarbeiter der Botschaften. Somit sind diese Personenkreise ebenfalls 

von der Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten geschützt. Doch wie sieht es mit 

Mitarbeitern des dienstlichen Hauspersonals der Botschaften aus? 

Mitarbeiter des dienstlichen Hauspersonals gehören nicht unter den Begriff des 

diplomatischen Personals. Dabei handelt es sich um Mitarbeiter, welche keine 

direkten diplomatischen Handlungen ausüben, sondern dafür sorgen, dass die 

Mission reibungslos arbeiten kann. Das sind zum Beispiel Pförtner und Köche der 

Botschaften48. 

Zu diesem Personenkreis sind aber auch die Chauffeure der Botschaften zu 

zählen. Sie üben keine direkten hoheitlichen Aufgaben aus, sorgen aber dafür, 

dass die Diplomaten sicher durch die Stadt gebracht werden. Dabei stellt sich die 

Frage, inwieweit diese vom Schutz der Immunität erfasst sind. 

Grundsätzlich ist das dienstliche Hauspersonal und damit auch ein Chauffeur vom 

Schutz der diplomatischen Immunität erfasst. Das regelt der Art. 37 Abs. 3 i.V.m. 

Art. 31 WÜD. Dort heißt es: " Mitglieder des dienstlichen Hauspersonals der 

Mission, die weder Angehörige des Empfangsstaats noch in demselben ständig 

ansässig sind, geniessen Immunität in Bezug auf ihre in Ausübung ihrer 

dienstlichen Tätigkeit vorgenommenen Handlungen, Befreiung von Steuern und 

sonstigen Abgaben auf ihre Dienstbezüge sowie die in Artikel 33 vorgesehene 

Befreiung". Das bedeutet, dass Mitarbeiter des dienstlichen Hauspersonals der 

Immunität nur soweit unterliegen, wie sie für die Ausübung ihrer Tätigkeiten 

erforderlich ist. Keineswegs kann sich ein Chauffeur also auf die Immunität berufen, 

wenn er in seiner Freizeit eine Ordnungswidrigkeit begeht. 

Das bedeutet, dass die Polizei bei festgestellten Ordnungswidrigkeiten prüfen 

müsste, ob es sich bei dem Verursacher um einen Diplomaten oder seinen 

Chauffeur handelt. Im nächsten Schritt müsste dann bei einem Chauffeur geprüft 

werden, ob er gerade dienstlich gehandelt hat, also zum Beispiel dabei war, einen 

Botschaftsangehörigen abzuholen oder zu befördern (die tägliche Fahrt zur Arbeit 

                                                 
48 Auswärtiges Amt, Rundschreiben vom 15.09.2015, 503 90 507.00, Amtsblatt für Berlin 

vom 11.12.2015, S. 2728, Abschnitt 2.3.1. 
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ist z.B. nicht als dienstliche Tätigkeit zu werten). Sollte dies nicht der Fall sein, so 

könnte der Chauffeur für die Ordnungswidrigkeit belangt werden. 

Es ist von hiesiger Seite jedoch nicht bekannt, ob sich die Polizei diese Mühe 

macht und tatsächlich prüft, wer die Ordnungswidrigkeit begangen hat oder einfach 

nur auf das Sonderkennzeichen des diplomatischen Corps abstellt. Schließlich 

weist das Auswärtige Amt in seinem Rundschreiben auch darauf hin, dass auch 

Personengruppen, welche keine oder nur beschränkte Immunität genießen, mit 

der größtmöglichen Höflichkeit zu bedenken sind. Schließlich will niemand wegen 

eines Bußgeldes von 20 Euro ein anderes Land verstimmen und gegebenenfalls 

einen diplomatischen Zwischenfall auslösen. 
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III. Fazit 

Als Fazit ist für den Bereich der Ordnungswidrigkeiten festzustellen, dass es von 

Seiten der Behörden durchaus Handlungsspielräume für Bußgelder gibt, wenn 

auch nicht direkt gegen Diplomaten. So können Angehörige des dienstlichen 

Hauspersonals durchaus belangt werden, wenn die Verstöße nicht im Rahmen der 

diplomatischen Mission begangen wurden. 

Die Feststellung, wer zu dieser Personengruppe zählt und in welchem 

Zusammenhang der Verstoß begangen wurde, scheint aber nur schwer möglich. 

Anders wird das zum Beispiel in Österreich gehandhabt. Dort wird überprüft, ob 

der Verursacher der Ordnungswidrigkeit Inhaber einer roten oder blauen 

Diplomatenkarte ist 49 . Eine rote Karte erhalten nur diejenigen, die der 

diplomatischen Immunität voll unterliegen. Die Blaue Karte erhält z.B. das 

dienstliche Hauspersonal, welches nur für dienstliche Tätigkeiten geschützt wird. 

Nach der Feststellung, in welchem Umfang der Verursacher der diplomatischen 

Immunität unterliegt, wird bei Inhabern der blauen Diplomatenkarten ermittelt, ob 

der Verstoß im Rahmen der diplomatischen Aufgaben des Betroffenen begangen 

wurde. Sollte dies nicht der Fall sein, wird ein normales 

Ordnungswidrigkeitsverfahren eingeleitet. Jedoch darf bezweifelt werden, dass 

diese Feststellungen immer getroffen werden können. Schließlich muss 

zweifelsfrei ermittelt werden, wer denn zum Beispiel das Fahrzeug verkehrswidrig 

abgestellt hat. Anschließend muss noch nachgewiesen werden, dass der 

Verursacher nicht dienstlich Tätig war. Es dürfte schwer sein, all dies gerichtsfest 

zu beweisen. Es liegen keine Statistiken vor, in wie vielen Fällen tatsächlich 

Verfahren eingeleitet wurden und letztlich zum Erfolg geführt haben. 

Deutsche Diplomaten im Ausland sind übrigens durch das Auswärtige Amt 

angehalten, etwaige Bußgelder unabhängig von ihrer Immunität zu zahlen 50. Ob 

dies aber in jedem Fall passiert, kann nicht nachvollzogen werden.  

  

                                                 
49 Anna-Maria Bauer, Artikel des Kurier vom 04.10.2016 unter: 

https://kurier.at/chronik/wien/die-parkprivilegien-der-diplomaten/224.306.812 [Stand: 

02.05.2018] 

50 Artikel der rp-online vom 16.06.2017 unter : http://www.rp-

online.de/panorama/deutschland/diplomat-verursacht-toedlichen-unfall-und-bleibt-

unbestraft-fragen-und-antworten-aid-1.6887872 [Stand: 02.05.2018] 

https://kurier.at/chronik/wien/die-parkprivilegien-der-diplomaten/224.306.812
https://kurier.at/chronik/wien/die-parkprivilegien-der-diplomaten/224.306.812
http://www.rp-online.de/panorama/deutschland/diplomat-verursacht-toedlichen-unfall-und-bleibt-unbestraft-fragen-und-antworten-aid-1.6887872
http://www.rp-online.de/panorama/deutschland/diplomat-verursacht-toedlichen-unfall-und-bleibt-unbestraft-fragen-und-antworten-aid-1.6887872
http://www.rp-online.de/panorama/deutschland/diplomat-verursacht-toedlichen-unfall-und-bleibt-unbestraft-fragen-und-antworten-aid-1.6887872
http://www.rp-online.de/panorama/deutschland/diplomat-verursacht-toedlichen-unfall-und-bleibt-unbestraft-fragen-und-antworten-aid-1.6887872
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Einer Stellungnahme des Auswärtigen Amtes zufolge gibt es keine Statistiken über 

Ordnungswidrigkeiten im Ausland, welche von diplomatischen Vertretern aus 

Deutschland begangen wurden. Daher kann auch nicht nachvollzogen werden, in 

wie vielen Fällen eine Zahlung durch die Diplomaten tatsächlich erfolgte. 
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H. Endergebnis 

 

Im Ergebnis ist festzustellen, dass die diplomatische Immunität durchaus 

umfassenden Schutz für die Mitglieder von diplomatischen Missionen und ihre 

Angehörigen bietet. Anders als aber oft behauptet, macht die Immunität einen 

Diplomaten nicht unantastbar.  

Überhaupt soll die Immunität nicht den Diplomaten an sich schützen, sondern die 

Mission des Entsendestaates. Aus dieser Perspektive ergibt es dann auch Sinn, 

dass die Immunität nach der Abberufung des Diplomaten für seine 

Amtshandlungen weiter gilt, für seine privaten Handlungen jedoch erlischt. Dann 

kann er durchaus vor einem Gericht zur Verantwortung gezogen werden, wie das 

BAG festgestellt hat51. Oder auch, dass nur der Entsendestaat auf die Immunität 

des Diplomaten verzichten kann, nicht jedoch der Diplomat selbst. 

Auch schränkt die Immunität nur die hoheitlichen Maßnahmen des 

Empfängerstaates ein, nicht aber die privaten Selbsthilfemöglichkeiten, die einem 

Bürger nach den deutschen Gesetzen zustehen. 

Letztlich ist auch festzuhalten, dass der Empfangsstaat durchaus 

Reaktionsmöglichkeiten im Wege der diplomatischen Wege hat, die er auch nach 

Abwägung der Situation nutzen wird. 

Es bleibt zu erwähnen, dass die diplomatische Immunität ein sinnvolles Konstrukt 

ist, dass das diplomatische Arbeiten zwischen den Ländern erst ermöglicht. Ohne 

die Immunität müssten Diplomaten und ihre Familien durchaus Repressalien des 

Empfangsstaates für unliebsame Entscheidungen (z.B. Sanktionen) des 

Entsendestaates fürchten. 

Diplomatische Beziehungen sind für einen stabilen Frieden unter den Ländern und 

die weitere Entwicklung unerlässlich. Dabei Sorgen die Eskapaden einzelner 

Vertreter des diplomatischen Korps für negativ Schlagzeilen über eine gesamte 

Gruppe von Menschen, die sich für die Interesse ihrer Länder einsetzen.  

Und auch wenn es nachvollziehbar erscheint, wenn Menschen sich über die 

Immunität der Diplomaten aufregen, über die "Besserstellung" gegenüber anderer 

Menschen, so ist sie doch für die Menschheit unerlässlich und sollte nicht 

angerührt werden. 

  

                                                 
51 BAG, Urteil vom 22. August 2012 – 5 AZR 949/11 –, juris  
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